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ZusammenfassungZusammenfassungZusammenfassungZusammenfassungZusammenfassung

Nicht nur die Missbrauchsgefahr, sondern schon der Vorgang der In-Vitro-Fertilisation selbst
und dabei die billigend in Kauf genommenen Nebenfolgen begegnen verfassungsrechtlichen
Bedenken. Das deutlich erhöhte Risiko von Mehrlingsschwangerschaften führt vermehrt zu
Notlagen, in denen eine Leibes- und Lebensgefahr nur durch selektive Tötung einzelner Em-
bryonen abzuehren ist. Noch problematischer ist das Schicksal verwaister Embryonen. Be-
gehrlichkeiten der medizinischen Forschung am „lebenden Objekt“ ist entschieden entgegen-
zutreten. Nur die antizipierte Adoption „Ersatzmutterschaft“ und – hilfsweise – das bloße,
„nutz-lose“ Sterbenlasssen der verlassenen Embryonen stehen mit der ihnen bereits eigenen
Menschenwürde in Einklang.

ScScScScSchlüsselwörter: In-Vhlüsselwörter: In-Vhlüsselwörter: In-Vhlüsselwörter: In-Vhlüsselwörter: In-Vitro-Fitro-Fitro-Fitro-Fitro-Fertilisation, Embryertilisation, Embryertilisation, Embryertilisation, Embryertilisation, Embryonenforsconenforsconenforsconenforsconenforschung, überzählige Embryhung, überzählige Embryhung, überzählige Embryhung, überzählige Embryhung, überzählige Embryonen,onen,onen,onen,onen,
MenscMenscMenscMenscMenschenwürdehenwürdehenwürdehenwürdehenwürde

AbstrAbstrAbstrAbstrAbstractactactactact

Not only the danger of misuse but also the methods themselves used in In-vitro-fertilization
and the too readily accepted negative side effects present doubts with regard to their being
constitutional. The evidently higher risk of a pregnancy with several embryos which leads to
distressing situations in which advice is given for a selective killing of one or more of the
embryos which is naturally unacceptable and must be hindered. Even more problematic is the
fate of the so called „orphan embryos”. The covetousness of medical researchers to use these
„orphans” in order to be able to do research on „living objects” must also be hindered. Only
adoption or as a last means letting these „orphaned embryos” die a natural death, considered
by some as a „waste”, would be the only choices considering their personal human dignity.

KKKKKeyweyweyweyweywords: In-vitro-fertilization, researords: In-vitro-fertilization, researords: In-vitro-fertilization, researords: In-vitro-fertilization, researords: In-vitro-fertilization, researccccch on embryh on embryh on embryh on embryh on embryos, oos, oos, oos, oos, ovvvvver abundance of embryer abundance of embryer abundance of embryer abundance of embryer abundance of embryos, hu-os, hu-os, hu-os, hu-os, hu-
man dignityman dignityman dignityman dignityman dignity

* Der Beitrag wurde in seiner ursprünglichen Fassung als Vortrag bei der Tagung „Sozialethische und verfassungs-
rechtliche Grenzen der Fortpflanzungsmedizin“ in Osnabrück am 13. Dezember 2001 gehalten.
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I. I. I. I. I. EinleitungEinleitungEinleitungEinleitungEinleitung

In einem Streitgespräch mit dem nordrhein-
westfälischen Ministerpräsidenten Wolfgang
CLEMENT hat der Vorsitzende des Rates der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, Manfred
KOCK, davon gesprochen, er fühle sich in der
Debatte um die Gentechnik als „gebranntes
Kind“, und meinte damit die Zustimmung der
evangelischen Kirche zur künstlichen Befruch-
tung. So etwas dürfe sich nicht wiederholen:
Um künftig argumentative Zwickmühlen – wer
A sagt, muss auch B sagen – zu vermeiden,
müsse man rechtzeitig Widerspruch anmelden.11111

In der Tat, zu der vermeintlich schönen, neu-
en Welt der Biotechnologie hat erst die tech-
nische Möglichkeit künstlicher Befruchtung
das Tor geöffnet. Es ist offensichtlich die In-
Vitro-Fertilisation, mit der der Rubikon in Sa-
chen Fortpflanzungsmedizin überschritten
worden ist. Mit ihr ist die „menschliche Fort-
pflanzung aus der verborgenen Intimität ei-
nes Elternpaares heraus in die technische Welt
eines Labors implantiert“ worden. Der Gesetz-
geber hat diesen ungeheuerlichen Tabubruch
legalisiert, zweifellos in der ehrenwerten Ab-
sicht, „das Neue und Unerhörte zu humani-
sieren.“2  Doch kann dies wirklich gelingen?

Gewiss, nach dem Embryonenschutzgesetz
darf medizinisch unterstützte Fortpflanzung
keinem anderen Zweck dienen als der natür-
liche Zeugungsvorgang. Sie ist gewisserma-
ßen „nur als Kopie der natürlichen Zeugung“
erlaubt. Wer es unternimmt, eine Eizelle zu
einem anderen Zweck künstlich zu befruch-
ten, als eine Schwangerschaft der Frau her-
beizuführen, von der die Eizelle stammt,
macht sich ebenso strafbar wie derjenige, der
einen extrakorporal erzeugten menschlichen
Embryo zu einem nicht seiner Erhaltung die-
nenden Zweck verwendet (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, 2
Abs. 1 ESchG3 ). Doch die mit der künstlichen
Befruchtung jeweils verfolgte, vermeintlich
gute oder böse Absicht lässt sich ex ante nicht
sicher vorherbestimmen. Sie liegt nicht offen
zu Tage. Eine Zweckentfremdung bleibt da-

her stets möglich. Auch der straf- bzw. buß-
geldbewehrte Arztvorbehalt für die künstliche
Befruchtung und die Konservierung eines
menschlichen Embryos (§ 9 Nrn. 1, 3 i.V.m.
§§ 11 f. ESchG), die nur zulässig ist, wenn die
im Behandlungszyklus vorgesehene Übertra-
gung nicht möglich ist, vermag dies angesichts
des auch Medizinern eigenen Forscherdrangs
nicht sicher auszuschließen. Es erscheint da-
her zweifelhaft, ob mit diesen auf die Intenti-
on der Beteiligten abstellenden und auf das
Verantwortungsbewusstsein und das berufli-
che Ethos des Arztes vertrauenden Strafvor-
schriften des Embryonenschutzgesetzes die
missbräuchliche Anwendung von Fortpflan-
zungstechniken und die missbräuchliche Ver-
wendung menschlicher Embryonen wirklich
wirksam verhindert werden kann.4

II. Das II. Das II. Das II. Das II. Das VVVVVerfahren der In-Verfahren der In-Verfahren der In-Verfahren der In-Verfahren der In-Vitro-Fitro-Fitro-Fitro-Fitro-Fertili-ertili-ertili-ertili-ertili-
sationsationsationsationsation

Doch es ist nicht nur die Missbrauchsge-
fahr, die verfassungsrechtliche Bedenken ge-
gen die In-Vitro-Fertilisation mit anschließen-
dem Embryotransfer wecken, es ist vielmehr
dieser Vorgang selbst, der von den Medizinern
als „Behandlungsmethode der menschlichen
Sterilität im Verfahren der assistierten Repro-
duktion“ qualifiziert wird. Überschreitet die-
se Methode in ihrer praktischen Handhabung
und in ihren praktisch unvermeidlichen Kon-
sequenzen nicht bereits als solche die ethi-
schen und rechtlichen Grenzen, die dem me-
dizintechnisch Machbaren gezogen werden
müssen?

Die In-Vitro-Fertilisation mit anschließen-
dem Embryotransfer stellt eine von mehreren
Methoden assistierter Reproduktion, d.h. ärzt-
licher Hilfe zur Erfüllung des Kinderwunsches
eines Paares durch medizinische Technik dar,
die geleistet wird, wenn nicht zu erwarten ist,
dass sich dieser Kinderwunsch auf natürlichem
Weg realisieren lässt. Diese Methoden werden
als Therapien bestimmter Formen von Unfrucht-
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barkeit eingesetzt, bei denen andere Behand-
lungsmethoden wie z.B. hormonelle Stimulie-
rung versagt haben oder von vornherein kei-
nen Erfolg versprechen. Eine unerklärbare Un-
fruchtbarkeit kann nur dann als Indikation
für eine assistierte Reproduktion angesehen
werden, wenn alle diagnostischen Maßnahmen
durchgeführt und alle primären therapeutischen
Möglichkeiten geklärt worden sind. Unter In-
Vitro-Fertilisation, auch „extrakorporale Be-
fruchtung“ genannt, versteht man die Vereini-
gung einer Eizelle mit einer Samenzelle au-
ßerhalb des Körpers der Frau. Die Einführung
des so erzeugten menschlichen Embryos in die
Gebärmutter (Implantierung in der Uterushöh-
le) wird als Embryotransfer bezeichnet. Beim
intratubaren Embryotransfer wird der Embryo
in den Eileiter eingeführt (IVF-Version).5

Bei der IVF-Behandlung werden nach der
Eizellenentnahme mehrere Eizellen mit Sa-
menzellen befruchtet und auf die Eizellen-
spenderin transferiert. Die gesetzliche Ober-
grenze für die Befruchtung liegt bei drei Ei-
zellen6 , weil innerhalb eines Zyklus nicht
mehr als drei Embryonen auf eine Frau über-
tragen werden dürfen7  (§ 1 Abs. 1 Nrn. 3 u. 5
ESchG). Die Richtlinien der Bundesärztekam-
mer zur Durchführung der assistierten Repro-
duktion empfehlen bei Frauen unter 35 Jah-
ren nur zwei Embryonen zu transferieren, weil
weltweite Erhebungen ergeben haben, dass
die Drillingsrate für die Verfahren assistierter
Reproduktion zwischen 4 und 7% aller
Schwangerschaften liegt, wodurch die Gefähr-
dung für die Schwangere und die Feten er-
heblich ansteigt.8

Schon gegen das Verfahren der In-Vitro-
Fertilisation mit anschließendem Embryotrans-
fer als solches bestehen verfassungsrechtliche
Bedenken. Sie resultieren daraus, dass in pra-
xi regelmäßig die gesetzlich erlaubte Höchst-
zahl von drei befruchteten Eizellen der eizel-
lenspendenden Mutter übertragen und damit
die Wahrscheinlichkeit von Mehrlingsschwan-
gerschaften, die bei natürlichem Ablauf eher
selten ist, erheblich erhöht wird. Man nimmt

die mit Mehrlingsschwangerschaften – für
Mutter und Kinder – verbundene Leibes- und
Lebensgefahr bereitwillig hin, um eine höhe-
re „Erfolgsquote“ der Methode zu erzielen.9

Damit aber sind auch die dann notwendig
vermehrt auftretenden Notlagen10 , in denen
es nun keinen anderen „Ausweg“ als die eu-
phemistisch sogenannte „Mehrlingsreduktion
durch Fetozid“, d.h. den teilweisen Abbruch
der Schwangerschaft durch selektive Tötung
einzelner Embryonen mehr gibt11 , verfahrens-
bedingt. Das Verfahren selbst führt also mit
gewisser Regelmäßigkeit Situationen herbei,
in denen – von Verfassungs wegen grundsätz-
lich verpönte – Tötungshandlungen vorgenom-
men werden müssen, um eine in der beste-
henden Situation nicht anders abwendbare
Leibes- oder Lebensgefahr abzuwehren. Das
kann verfassungsrechtlich nicht hingenommen
werden.

III. III. III. III. III. Der Notstand der vDer Notstand der vDer Notstand der vDer Notstand der vDer Notstand der verwerwerwerwerwaisten Em-aisten Em-aisten Em-aisten Em-aisten Em-
brybrybrybrybryonen: Entstehungsgrund und vonen: Entstehungsgrund und vonen: Entstehungsgrund und vonen: Entstehungsgrund und vonen: Entstehungsgrund und vererererer-----
fassungsrecfassungsrecfassungsrecfassungsrecfassungsrechtlichtlichtlichtlichtliche Bewertunghe Bewertunghe Bewertunghe Bewertunghe Bewertung

Noch problematischer ist aber eine weite-
re, mit dem IVF-Verfahren billigend in Kauf
genommene Nebenfolge, nämlich das Schick-
sal der verwaisten Embryonen. Wenn auch der
Kinderwunsch wegen Unfruchtbarkeit kinder-
los gebliebener Paare ohne weiteres nachvoll-
ziehbar und anerkennenswert ist, stellt sich
gleichwohl die Frage, ob nicht das Risiko dau-
erhaft verwaister, sog. überzähliger Embryo-
nen, das sich bereits vielfach realisiert hat und
erst die Begehrlichkeiten der biomedizini-
schen Forschung „am lebenden Objekt“ des
menschlichen Embryos geweckt hat, die In-
Vitro-Fertilisation verfassungswidrig macht.12

Dieses Risiko ist ein Spezifikum des zeitlich
gestreckten Verfahrens der künstlichen Be-
fruchtung außerhalb des Mutterleibes mit an-
schließendem Embryotransfer. Während bei
natürlicher Befruchtung sich die Einnistung der
befruchteten Eizelle, wenn sie erfolgt, ohne

C. HILLGRUBER, Die verfassungsrechtliche Problematik der IVF
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Zwischenakt, d.h. ohne die Notwendigkeit
zusätzlichen menschlichen Tuns in einem kon-
tinuierlichen biologischen Vorgang eo ipso
vollzieht, muss der künstlichen, extrakorpo-
ralen Befruchtung die künstliche Einpflanzung
des so erzeugten Embryos in die Gebärmutter
der Eizellenspenderin nachfolgen, wenn eine
Schwangerschaft herbeigeführt werden soll.
Die Einpflanzung erfolgt, nachdem die Em-
bryonen zwei oder drei Tage im Brutschrank
aufbewahrt worden sind. Dieses Intervall be-
gründet für den Embryo einen vorübergehen-
den Schwebezustand, der zum Dauerzustand
zu werden droht, wenn die im Behandlungs-
zyklus vorgesehene Übertragung auf die Mut-
ter, etwa wegen deren Todes, unmöglich oder
bei nachträglicher erkannter, ernstlicher Lei-
bes- oder Lebensgefahr für den Fall der Über-
tragung dieser unzumutbar wird; der konser-
vierte Embryo fristet ein Dasein zwischen (vol-
lem menschlichen) Leben und Tod. Die Dau-
erexistenz des Embryos im Tiefkühlfach, aus
der es kein Entrinnen gibt, ist menschenun-
würdig. Wenngleich tiefgefroren und daher
äußerlich betrachtet ohne Qualen, ähnelt sein
unmenschliches Schicksal und Los doch dem
des an einen Felsen gefesselten Promotheus,
der nach dem Willen des ZEUS weder frei le-
ben noch einfach sterben darf.

Bei natürlicher Zeugung und natürlicher
Nidation ist der Eintritt eines solchen, mit der
allem menschlichen Leben zukommenden
Menschenwürde unvereinbaren, dauerhaften
Schwebezustandes dagegen ausgeschlossen.
Die symbiotische Existenz des auf einzigarti-
ge Weise mit der Mutter verbundenen Kindes,
die bei Mutter und Kind in der Phase der
Schwangerschaft zu einem Verhältnis der
„Zweiheit in Einheit“ führt13 , macht das Le-
ben des Kindes – bis zur Erlangung (gegebe-
nenfalls mit Hilfe medizinischer Technik als
Surrogat künstlich unterstützter,) selbständiger
Lebensfähigkeit – ganz und gar von der Fort-
existenz seiner Mutter abhängig, begründet
zwischen beiden eine notwendige Schicksals-
gemeinschaft. Die Alternative heißt hier für

das Kind nur Leben oder Tod, Geborenwer-
den oder sterben, ohne das Licht der Welt er-
blickt zu haben. Tertium non datur.

Die mit der In-Vitro-Fertilisation verbunde-
ne Problematik eines sich perpetuierenden
Schwebezustandes des künstlich erzeugten
und dann konservierten Embryos verschärft
sich dadurch, dass er nicht nur eintreten kann,
wenn die eizellenspendende Mutter vorver-
stirbt oder kurzfristig schwer und andauernd
erkrankt mit der Folge, dass das Kind im Mut-
terleib nicht überleben würde oder die Ein-
pflanzung des Embryos wegen einer dadurch
begründeten Leibes- oder gar Lebensgefahr für
die Mutter unzumutbar wäre. Vielmehr kann
es sich die Mutter (und natürlich auch der Vater
bzw. beide zusammen) – aus welchen Grün-
den auch immer14  – zwischenzeitlich in ei-
ner überraschenden Wendung anders überlegt
haben, den ursprünglich lange gehegten und
mit der künstlichen Befruchtung in einem er-
sten Schritt der Realisierung nahe gebrachten
Kinderwunsch nun, wo es ernst wird, wieder
in einem plötzlichen Sinneswandel aufgege-
ben haben. Dann kann ihr der Embryo nicht
gegen ihren Willen zwangsweise implantiert
werden, selbst wenn der Behandlungsvertrag
dies bestimmt.

Zwar haben die ei- und samenzellenspen-
denden Eheleute durch ihre Einwilligung in
die Behandlungsmethode der In-Vitro-Fertili-
sation mit anschließendem Embryotransfer
und die daraufhin mit ihrem Willen erfolgte
künstliche Befruchtung bereits vorwirkende
Elternverantwortung übernommen, der sie
sich nicht nachträglich wieder willkürlich ent-
ziehen dürfen. Diese als Einstandspflicht aus
vorangegangenem Tun zu begründende Eltern-
verantwortung konkretisiert sich bei der eizel-
lenspendenden Mutter in einer grundsätzli-
chen – nur unter dem Vorbehalt der nach den
Indikationstatbeständen zu bestimmenden
Zumutbarkeit stehenden, d.h. in Ausnahme-
lagen aufgehobenen – Pflicht, sich den so er-
zeugten Embryo übertragen zu lassen, um das
Kind zu gebären und ihm das Leben zu schen-
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ken. Diese Pflicht stellt die – unter den Bedin-
gungen der In-Vitro-Fertilisation mit anschlie-
ßendem Embryotransfer – notwendige, flan-
kierende Ergänzung des grundsätzlichen Ver-
bots des Schwangerschaftsabbruchs und der
grundsätzlichen Rechtspflicht zum Austragen
des Kindes dar, mit denen der Staat die ihm
obliegende Pflicht zum (rechtlichen) Schutz
jedes einzelnen, ungeborenen menschlichen
Lebens auch gegenüber der Mutter erfüllt.15

Andernfalls nämlich käme das eigene Lebens-
recht des Embryos nur zur Geltung, wenn die
Mutter sich nicht zur Ablehnung des Transfers
entschlossen hat. Dieses Lebensrecht aber darf
nicht, auch nicht im Intervall zwischen künst-
licher Zeugung und Implantierung, der frei-
en, rechtlich nicht gebundenen Entscheidung
eines Dritten, und sei es selbst der Mutter,
überantwortet werden.16

Die daraus folgende rechtliche Verpflichtung
der Mutter, den Embryotransfer durchführen zu
lassen, ist aber, wie viele andere familienrecht-
liche Verpflichtungen auch, nicht erzwingbar.
Gegen den Willen der Frau darf der in der
Übertragung des Embryos liegende Eingriff in
die körperliche Unversehrtheit keinesfalls er-
folgen. Das wäre ebenso wie die Erzwingung
der die Frau existentiell betreffenden Pflicht
zum Austragen und Gebären des Kindes auch
mit ihrer Menschenwürde unvereinbar.

Infolgedessen ist das Recht des Embryos, auf
seine Mutter übertragen und ausgetragen zu
werden, tatsächlich gefährdet. Die Gefahr der
Transferverweigerung ist insofern größer als die
des Schwangerschaftsabbruchs, als der Schwan-
gerschaftsabbruch aktives, lebenszerstörendes
Tun verlangt, während die Ablehnung der Über-
tragung des Embryos sich aus der Sicht der Frau
als bloße Unterlassung darstellt, die weniger
Unrechtsbewusstsein erzeugt. Hinzu kommt,
dass, anders als bei der natürlichen Zeugung,
bei der das Kind als die Frucht eines elterlichen
Liebesakts erscheint, bei der extrakorporalen,
künstlichen Erzeugung zunächst eine emotio-
nale Distanz besteht, die erst nach der Über-
tragung des Embryos überwunden wird.

Ob die Erfüllung des auf natürlichem Wege
nicht realisierbaren Kinderwunsches von Ehe-
paaren so schwer wiegt, dass sie es rechtfer-
tigt, dafür das keinesfalls ganz zu vernachläs-
sigende Risiko verwaister Embryonen in Kauf
zu nehmen, erscheint zweifelhaft, weil
menschliches Leben und seine unverfügbare
Würde nicht aufrechenbar sind.

IVIVIVIVIV. . . . . Das ScDas ScDas ScDas ScDas Schichichichichicksal der „überzähligen“ksal der „überzähligen“ksal der „überzähligen“ksal der „überzähligen“ksal der „überzähligen“
EmbryEmbryEmbryEmbryEmbryonen – vonen – vonen – vonen – vonen – verfassungserfassungserfassungserfassungserfassungswidrige undwidrige undwidrige undwidrige undwidrige und
vvvvverfassungskonforme Lösungenerfassungskonforme Lösungenerfassungskonforme Lösungenerfassungskonforme Lösungenerfassungskonforme Lösungen

Doch auch wenn man im Hinblick auf die
Statistik17  und dem sich danach ergebenden
numerischen Verhältnis erfolgreicher In-Vitro-
Fertilisationen mit anschließendem Embryo-
transfer zu den dabei angefallenen, überzäh-
ligen Embryonen18  dieses Risiko für geringfü-
gig und deshalb vertretbar hält, muss für die
angebliche quantité négligeable, also für die
Fälle, in denen es sich realisiert hat und künf-
tig realisieren wird, eine verfassungskonforme,
insbesondere menschenwürdige Lösung gefun-
den werden. Folgende Lösungen sind tatsäch-
lich möglich und sollen kurz auf ihre verfas-
sungsrechtliche Zuträglichkeit geprüft werden:
- die Ersatzmutterschaft,
- die verbrauchende Forschung oder
- der „nutzlose“ Tod, das „bloße“ Sterbenlassen.

1. 1. 1. 1. 1. Die ErsatzmutterscDie ErsatzmutterscDie ErsatzmutterscDie ErsatzmutterscDie Ersatzmutterschaft – antizipiertehaft – antizipiertehaft – antizipiertehaft – antizipiertehaft – antizipierte
AdoptionAdoptionAdoptionAdoptionAdoption

Das Embryonenschutzgesetz verbietet die
Ersatzmutterschaft ausnahmslos. Wer es un-
ternimmt, bei einer Frau, welche bereit ist, ihr
Kind nach der Geburt Dritten auf Dauer zu
überlassen (Ersatzmutter), eine künstliche Be-
fruchtung durchzuführen oder auf sie einen
menschlichen Embryo zu übertragen, macht
sich strafbar (§ 1 Abs. 1 Nr. 7 ESchG). Durch
das Verbot der Verwendung fremder Eizellen
bei der Herbeiführung einer Schwangerschaft
und das Verbot der sog. Ersatzmutterschaft will

C. HILLGRUBER, Die verfassungsrechtliche Problematik der IVF
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der Gesetzgeber verhindern, dass es zu einer
sog. gespaltenen Mutterschaft kommt und
damit die austragende und die genetische
Mutter nicht mehr identisch sind. Dem liegt
die Erkenntnis zugrunde, dass das Kind in sei-
ner gesamten körperlichen und seelischen
Entwicklung sowohl durch die von der gene-
tischen Mutter stammenden Erbanlagen wie
auch durch die enge während der Schwan-
gerschaft bestehende Beziehung zwischen
ihm und der austragenden Mutter entschei-
dend geprägt wird. Eine gespaltene Mutter-
schaft lässt besondere Schwierigkeiten bei der
Selbstfindung des Kindes und negative Aus-
wirkungen auf seine seelische Entwicklung
befürchten.19  Diese Abwägung der gegenläu-
figen Interessen und die ihr zugrundeliegen-
den Erwägungen sind im Grundsatz verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden, zumal
Eheleute aus Art. 6 Abs. 1 GG keinen verfas-
sungsrechtlichen Leistungsanspruch haben,
mit Hilfe Dritter Eltern zu werden und eine
Familie zu gründen.

Wenn aber der durch künstliche Befruch-
tung erzeugte Embryo aus den genannten,
möglichen Gründen auf die genetische Mut-
ter nicht übertragen werden kann, stellt sich
die Rechtslage anders dar, weil die Interessen
anders zu gewichten sind. Hier existiert be-
reits menschliches Leben. Die Schutzpflicht
des Staates für das Lebensrecht des Embryo
(Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) zwingt dazu, alle Mög-
lichkeiten auszuschöpfen, damit dieses in sei-
ner genetischen Identität und damit in seiner
Einmaligkeit und Unverwechselbarkeit bereits
festgelegte, nicht mehr teilbare Leben sich in
einem Prozess des Wachsens und Sich-Ent-
faltens als Mensch voll entwickeln kann.20  Das
Anliegen sicherzustellen, dass auch bei der
künstlichen Fortpflanzung ein zukünftiges
Kind seinen Eltern von vornherein eindeutig
familienrechtlich zugeordnet ist, muss dahin-
ter zurückstehen. Wenn die Alternative für das
mit der künstlich bewirkten Verschmelzung
von Ei und Samenzelle bereits entstandene
menschliche Leben nur in dessen Tod besteht,

dann ist demgegenüber die lebenserhaltende,
ja die weitere Entwicklung individuellen
Menschseins allererst ermöglichende Ersatz-
mutterschaft allemal vorzugswürdig.21 Mögli-
che Schwierigkeiten der Selbstfindung des
Kindes fallen dagegen nicht mehr entschei-
dend ins Gewicht. Die Ersatzmutterschaft
muss daher bei verwaisten Embryonen jeden-
falls dann zugelassen werden, wenn die Vor-
aussetzungen für eine spätere Adoption vor-
liegen. Sie stellt sich dann gewissermaßen als
antizipierte Adoption dar. Wenn die Adopti-
on nach heutigem Verständnis in erster Linie
ein Mittel der Fürsorge für elternlose und ver-
lassene Kinder sein soll22 , dann erscheint sie
und die dafür notwendige, ausnahmsweise
Zulassung der Ersatzmutterschaft (nicht der
Leihmutterschaft!) gerade hier als probates und
gebotenes Mittel zur Rettung andernfalls zum
Tode verurteilter Embryonen.23

Die Annahme als Kind ist zulässig, wenn sie
dem Wohl des Kindes dient und zu erwarten
ist, dass zwischen dem Annehmenden und dem
Kind ein Eltern-Kind-Verhältnis entsteht (§ 1741
Abs. 1 BGB). Wegen des grundrechtlich ge-
schützten, natürlichen Elternrechts (Art. 6 Abs.
2 GG) ist zur Adoption im Regelfall die Einwil-
ligung der Eltern des Kindes erforderlich (§ 1747
Abs. 1 BGB). Wie die Regelung des § 1748
BGB zeigt, kommt unter Umständen, insbeson-
dere bei vollständigem Versagen der Eltern in
ihrer Verantwortung gegenüber dem Kind, das
bei Ablehnung des durchführbaren Embryo-
transfers durch die genetische Mutter anzuneh-
men wäre (s.o.), aber auch eine Ersetzung der
Einwilligung eines Elternteils in Betracht. Die
gesetzliche Festlegung, dass die Eltern ihre Ein-
willigung erst wirksam erteilen können, wenn
das Kind acht Wochen alt ist, müsste geändert
werden. Der Gesetzeszweck, die leiblichen
bzw. genetischen Eltern vor einer unüberleg-
ten Weggabe des Kindes zu schützen, stünde
dem nicht entgegen. Die Möglichkeit der Kon-
servierung des Embryos erlaubt die ersatzwei-
se Statuierung einer angemessenen Überle-
gungsfrist.
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Gerade weil auch der Embryo in vitro ei-
nen Rechtsanspruch darauf hat, als menschli-
ches Wesen respektiert und in ein soziales
Geflecht familiärer Beziehungen geboren zu
werden, muss daher bei verwaisten Embryo-
nen die Ersatzmutterschaft zugelassen werden.
Wird schon in der Phase der Schwangerschaft
die neue Mutter-Kind-Beziehung aufgebaut,
sollte im Regelfall die Integration in die so-
ziale Familie gelingen.

2. 2. 2. 2. 2. MenscMenscMenscMenscMenschenwürde und Nützlichenwürde und Nützlichenwürde und Nützlichenwürde und Nützlichenwürde und Nützlichkeit: hkeit: hkeit: hkeit: hkeit: VVVVVononononon
nützlicnützlicnützlicnützlicnützlicher Fher Fher Fher Fher Forscorscorscorscorschung und nutzlosem hung und nutzlosem hung und nutzlosem hung und nutzlosem hung und nutzlosem TTTTTododododod

Keinesfalls dürfen die verlassenen Embryo-
nen zu Forschungszwecken verwendet, d.h.
verbraucht werden. Wo menschliches Leben
existiert, kommt ihm Menschenwürde zu.24

Niemandem und nichts zunutze sein zu müs-
sen, das macht die Würde die Menschen aus.25

Das bloße, „nutzlose“ (nicht: sinnlose !) Ster-
benlassen ist daher, wenn sich keine zur Über-
tragung des Embryos bereite Ersatzmutter fin-
det, die einzige, mit der dem Embryo bereits
eigenen Menschenwürde konforme Lösung.
Die Selbstzweckhaftigkeit menschlichen Le-
bens, „die Qualität des Menschen, sein eige-
ner Herr zu sein“ (I. KANT26 ) bis in den Tod
hinein und sogar noch darüber hinaus – post-
mortaler Persönlichkeitsschutz! – unbedingt zu
respektieren, dazu verpflichtet die Garantie
der Menschenwürde.

Der Embryo hat zwar kein unbedingtes
Lebensrecht ebenso wenig wie der nasciturus
oder der geborene Mensch. Der Schutz des
Lebens ist nicht in dem Sinne absolut gebo-
ten, dass dieses gegenüber jedem anderen
Rechtsgut ausnahmslos Vorrang genösse; das
zeigt schon der Gesetzesvorbehalt des Art. 2
Abs. 2 S. 3 GG.27  Absolut ist dagegen der
Schutz der Menschenwürde. Doch dieser
Unterschied spricht nicht etwa für eine Ent-
koppelung von Lebens- und Menschenwür-
deschutz. Vielmehr verlangt die Menschen-
würdegarantie auch bei Eingriffen in das Le-
bensrecht strikte Beachtung; die aktive Tötung

menschlichen Lebens oder auch nur das pas-
sive Sterbenlassen darf unter keinen Umstän-
den den Eigenwert und die Selbstzweckhaf-
tigkeit des Menschen negieren.28

Dagegen kann nicht eingewendet werden,
„die Forschung an und mit abgegangenen
Föten steh[e] bei uns nicht unter ethischem
Verdacht. Der Fötus, dessen Leben nicht mehr
zu retten ist, [werde] seit eh und je untersucht,
um anderen Kindern und ihren Müttern zu
helfen.“29  Zum einen handelt es sich bei Fehl-
oder Totgeburten im Gegensatz zu verbrau-
chender Embryonenforschung nicht um For-
schung an Lebenden, sondern an Toten. Im
übrigen ist selbst diese Forschung, wie die
skandalösen Praktiken in Großbritannien de-
monstriert haben, alles andere als unproble-
matisch. Forschung an und mit abgegangenen
Föten darf jedenfalls nicht ohne Zustimmung
der Eltern erfolgen, möglicherweise wegen des
gebotenen postmortalen Würdeschutzes nicht
einmal mit deren Einwilligung, weil auch sie
insoweit kein Verfügungsrecht besitzen.

VVVVV. . . . . ResümeeResümeeResümeeResümeeResümee

Lassen wir uns also in unserem moralischen
und verfassungsrechtlichen Werturteil über
menschliches Leben nicht irremachen, nicht
korrumpieren durch ebenso vage wie wohl-
feile Heilungs- und Heilsversprechen, hinter
denen kommerzielle Verwertungsstrategien
stehen. Die Forderung nach verbrauchender
Nutzanwendung menschlichen Lebens stellt
mit ihrem Nützlichkeitsdenken einen Gene-
ralangriff auf die Menschenwürde dar, den es
abzuwehren gilt. Die utilitaristisch-suggesti-
ve Frage, ob die verwaisten, dem Tod geweih-
ten, ohnehin zum Sterben verurteilten Embryo-
nen nicht noch sinnvoll für sich möglicher-
weise künftig lebensrettend oder -verlängernd
auswirkende Forschung eingesetzt werden
können – „Dem Tode bestimmt, dem Leben
gewidmet“30  –, muss – auch aus verfassungs-
rechtlichen Gründen – mit einem kategori-
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schen Nein beantwortet werden. Menschen-
leben ist keine noch so vermeintlich guten
Zwecken dienstbar zu machende Substanz.
Es darf nicht Mittel zum Zweck werden. Nein,
auch die verwaisten Embryonen haben als
morituri noch einen letzten Anspruch, der
unter allen Umständen zu erfüllen ist: den auf
einen menschenwürdigen, d.h. „nutzlosen“
Tod, der sinnvoll ist, weil er sie aus dem un-
würdigen Schwebezustand der Konservierung
erlöst und ihnen – christlicher Glaubensüber-
zeugung gemäß – das ewige Leben schenkt.
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